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Lieber Leser, 
in dieses Heft haben 

wir einen Artikel über 

den derzeit in der Din»- 
kussion stehenden ge- 

zielten Todesschuß auf- 

genommen, auch wenn 
dieses Thema nicht in 

mind der Meinung, daß 
auch Jugendliche an dem 

Prozeß der Meinungsbil 
dung in diesem Fall 
teilnehmen sollten, da 
eine gesetzliche Veran 
kerung des Todesschus- 
nen 

die 

008 

Wir 

einen Einschnitt In 

Rechtsordnung die- 
Staates darstellt, 
wünschen ein er- 

den Bereich der Jugend- folgreiches 1978! 
politik gehört, Wir Die Redaktion 
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Das Bundesverfassungs- 
gericht hat im Wege 
einer einstweiligen An=- 
ordnung den Vollzug des 
$ 25a Absatz 1 des 
Wehrpflichtgesetzes - 
und damit die Abschaf- 

fung der Gewissensprü- 
fung - außer Kraft ge- 
setzt. Diese’ gesetz- 
liche Bestimmung sah 
eine Wahlmöglichkeit 
zwischen der Ableistung 
des Wehrdienstes und 

dem Zivildienst vor. . 
Damit sollte eine ge- 

eignete Alternative zu 
der von vielen als un- 
erträglich empfundenen 
und in der Praxis kaum 

durchführbaren Ge- 

wissensprüfung ge- 
schaffen werden. 

Die Entscheidung des 
Bundesverfassungsge- 
richts erging als 
einstweilige Anordnung, 
d. h. es handelt sich 

erst um eine vorläufige 
Regelung mit dem Ziel, 
Nachteile für die Zeit 
bis zur Verkündung des 
Urteils in der Haupt- 
sache zu vermeiden. 

Endgültig geklärt wird 
die Frage der Verfas- 
sungsmäßigkeit des 
$ 25a Wehrpflichtgesetz 
daher erst in der noch 

ausstehenden Entschei- 

dung des Bundesverfas- 
sungsgerichts zur 
Hauptsache. 

Nach $ 32 des Bundes- 
verfassungsgerichtsge- 
setzes ist Vorausset- 
zung für den Erlaß der 

ergangenen einstwei- 

ligen Anordnung, daß 

schwerer Nachteile, zur lichkeit, durch eine 
Verhinderung drohender einfache Willenserklä- 
Gewalt oder aus einem 

anderen wichtigen Grund 
zum gemeinen Wohl 
dringend geboten ist", 

Der Prüfung dieser An- 
forderungen legte das 
Bundesverfassungsge- 
richt die Tatsache zu- 

grunde, daß zum 1. De- 
zember 1977 der Zahl 
von 130000 Kriegs- 
dienstverweigerern nur 
34000 Zivildienstplätze 
gegenüberstanden, von 
denen zudem gegenwärtig 
nur 12000 besetzbar 
sind. 

Davon ausgehend kommt 
das Bundesverfassungs- 
gericht im Wege einer 
Rechtsgüterabwägung zu 
dem Ergebnis, daß aus 
Gründen des Gemeinwohls 

die Wahlmöglichkeit des 
$ 25a Wehrpflichtgesetz 
außer Kraft zu setzen 
sei. 

Denn für den Fall, daß 
das Gesetz verfassungs- 
gemäß sei, ergehe ja 
eine entsprechende Ent- 
scheidung in der Haupt- 
sache, so daß die Aus- 
übung des Rechts, den 
Wehrdienst zu verwei- 

gern, nur geringfügig 
zeitlich verschoben 
werde. Andererseits 
zeige der Vergleich der 
Zahl der Kriegsdienst- 
verweigerer mit der der 
besetzbaren Zivil- 

dienstplätze, daß zahl- 
reiche Kriegsdienstver- 
weigerer nicht zum 
Zivildienst eingezogen 
werden könnten. Dadurch 

ergäbe sich die Mög- 

rung sowohl dem Wehr- 
dienst als auch der 

Heranziehung zum Zivil- 
dienst zu entgehen. 
Schließlich steige der 
Anreiz zum Mißbrauch 
dieses Gesetzes mit der 

Aussicht, nicht zum Er- 
satzdienst herangezogen 
zu werden. Damit sei es 

dem Gesetzgeber nicht 
gelungen, eine ge- 
eignete Alternative zum 
herkömmlichen Anerken- 

nungsverfahren zu 
schaffen. 

Zum Abschluß verweist 
das Bundesverfassungs- 
gericht darauf, daß die 
Bundeswehr schon jetzt 
zur Einziehung von be- 
schränkt verwendungs- 
fähigen Wehrpflichtigen 
gezwungen sei und damit 
eine Gefahr für die 

Funktionsfähigkeit der 
Bundeswehr bestehe. 

Die Entscheidung des 
Bundesverfassungsge- 
richts wirft Probleme 

auf. Denn die Ausset- 

zung des Vollzugs eines 
Gesetzes durch eine 

einstweilige Anordnung 
bedeutet einen Einbruch 
in den Bereich der 

normsetzenden Legis- 
lative (Bundestag und 
Bundesrat), ohne daß in 
der Hauptsache über- 
haupt über die Ver- 
fassungsmäßigkeit des 
fraglichen Gesetzes 
entschieden worden ist. 

Von dieser Befugnis 
des Eingriffs in den 
Kompetenzbereich des 
Parlaments darf daher 

Weiter auf Seite 38 
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Der "bundes- 

weite" Streik 
gegen dus Hoch- 

schulrahmense- 
setz (HRG) ist 
vorbei. Nur in 

Universitäten 
wurde ge- 

streikt, zum 
Teil wurde der 

Streik nach 

wenigen Tagen 
abgebrochen. 

Die Studenten 
haben re- 

signiert, 
fühlen sich von 

Politikern ver- 
schaukelt und 

von der Bevöl- 

kerung mißver- 
standen. 

Sehr viel dazu 

beigetragen hat - 
eine Infor- 

mationsschrift 
des nordrhein-west- 

fälischen Innennini- 

sters Rau, der die 
Studenten tröstet, 
es sie ja gar nicht 
mehr betreffen wird. 

Angeblich soll zum Bei- 
spiel die Regelstudien- 
zeit erst nach einer 
Studienreform und nicht 

rückwirkend eingeführt 
werden, und die, die 
davon betroffen sein 

werden, können sich 
dann ohnehin nicht mehr 
wehren. Deshalb die 

Aufforderung: Auch Ihr 
solltet nicht tatenlos 

zusehen, wie Politiker 
versuchen, den Leis- 
tungsdruck, der jetzt 
schon an Oberstufen 

herrscht, auf die Uni- 
versitäten zu ver- 
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daß 

lagern, wie Fachidioten 
und Duckmäuser herange- 
züchtet werden, denn 
jetzt kann noch etwas 
gemacht werden. Wenn 
Ihr an der Reihe seid, 
ist es zu spät! 

Damit nicht weiter 
Kritiker des Gesetzes 

als intolerante und 
militante Minderheiten 

abgetan werden - wie 
zum Beispiel von Herrn 
Rau - hier einige In- 
formationen zum HRG: 

Das Gesetz wurde am 

26. Januar 1976 vom 
Bundestag verab- 
schiedet. Innerhalb von 

drei Jahren, also bis 
1979, sollen die Be- 
stimmungen über die 

Landeshochschulgesetze 
in Kraft getreten sein. 

Das HRG sieht vor: 

Erstens: Studienreform 

und Regelstudienzeit. 
Die Studienreform soll 

das Studium praxisbe- 
zogener gestalten. Die 
Regelstudienzeit soll 
"yvjer Jahre nur in be- 

sonders begründeten 
Fällen überschreiten". 

Daß das Studium praxis- 
näher gestaltet werden 
soll, ist ja an sich 
eine gute Sache, aber: 
eine formale Studienre- 

form kann unter dem 

Druck der Regelstudien- 
zeit nur so aussehen, 
daß das Studium immer 

mehr verschult wird, 

daß der einzelne immer 

weniger seinen persön- 
lichen Neigungen folgen 
kann und immer unselb- 

ständiger wird. 

Bei einem Berg von 
Pflichtveranstaltungen, 
die in einer bestimmten 

Zeit abgelegt werden 
müssen, besucht man 
natürlich nur noch 
diese, denn wie in der 
Schule findet Anwesen- 
heitskontrolle statt. 

Man sollte auch an 
Leute denken, die 
jahrelang auf ihren 
Studienplatz warten 
mußten und sich erst 

wieder einarbeiten 
müssen. Perner an 
solche, die sich neben- 
her ihr Studium mit- 
finanzieren müssen oder 
wollen, weil sie mit 
ihrem BAföG nicht aus- 
komnen oder den Eltern 
nicht auf der Tasche 

liegen wollen. Auch 
wenn das eine Minder- 

heit ist, sollte man 
sie nicht außer Acht 

lassen, denn sozial Be- ‘ nachteiligten würde je- : de Chancengleichheit 

genommen. 

Zweitens: (Verfaßte) 
Studentenschaften. 

Hierbei geht es um eine 
"Kann"-Bestimmung. Die 
Landeshochschulgesetze 
können vorsehen, das 
Studentenschaften 

(AStA) gebildet werden 
(sie können es aber 
auch lassen!). In Nord- 
rhein-Westfalen sollen 
die Studentenschaften 
gottlob erhalten blei- 
ben, in Baden-Württen- 
berg wurden sie bereits 
abgeschafft. In Nord- 
rhein-Westfalen und an- 
deren Bundesländern 

wird ihnen auf jeden 
Fall die Freiheit ge- 

nommen, sich zu allge- 
meinpolitischen Themen 
zu äußern, und wo All- 

gemeinpolitik anfängt 
und Hochschulpolitik 
aufhört, bestimmen die 
Länder. 

Drittens: Ordnungs- 
recht. Wer mit Gewalt 

ein Hochschulmitglied 
von der Ausübung seiner 
Rechte und Pflichten 
abhält oder abzuhalten 
versucht, wird für zwei 
Jahre von allen Hoch- 

schulen ausgeschlossen. 

Nach all dem Gerangel - 
Vorlesungsstörungen, 
Buback-Nachruf usw. - 
in den letzten Jahren 

ein verständlicher Zu- 
satz, doch wie dieses 
Gesetz jetzt schon miß- 
braucht wird, sieht so 
aus: 

- Urabstimmungen und 
Streik wurden von den 

Rektoren gerichtlich 
verboten, 

- Studenten, die 
Streikaufrufe aufge- 
hängt haben, sind 
fotografiert worden, 

- Plakate wurden auf 

Weisung der Rektoren 
entfernt. 

Gegen Gewalt an den 
Universitäten reichen 
die bestehenden Straf- 

gesetze; durch die 
neuen Regelungen ent- 
stehen nur Irrtümer, 
zum Mißbrauch wird ver- 
leitet! 

Wir meinen, daß nach 
dem erfolglosen Streik 
der Studenten sich 

jetzt alle und ganz be- 
sonders die Schüler 

wehren müssen, denn sie 
werden in einigen 
Jahren die eigentlichen 
Betroffenen sein, und 
dann wird es zu spät 
sein, dann wird kein 
Streik mehr nützen. 

Deshalb: Informiert 
Euch über das HRG und 

das Landeshochschulge- 
setz, sprecht mit Euren 
Kollegen, Klassen- 
kameraden und Lehrern 
darüber. Versucht zum 

Beispiel, die Schüler- 
vertretung zu einem 
Brief an Landeswissen- 
schaftsminister Rau zu 

bringen. 

Petra Esken 

5760 ARNSBERG 1 
Hüsten 

Bahnhofstraße 29 

Neheim 

Hauptstraße 3, Postfach 2240 
Telefon (02932) 22627 | 

— . 
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Das Ansehen 
der Studen- 

ten in der 

breiten 

Öffentlich- 
keit wird 

im wesent- 

lichen von 

randalieren- 

den K-Grup- 
pen-Anhän- 
gern und 
links- oder 

rechts- 

lastigen 
ASten be- 
stimnt. Wer 

unbefangen 
an manchen 

Uni-Vollver- 

sammlungen 
teilnimmt 

oder die zu 

hauf auge- 

botenen 

Flugbiätter 
liest, könn- > 
te annehmen, 

® 
oe 

& 
u 

daß die 

Grenze 

zwischen 

Intelligenz und Wahn- 
sinn bei einer Vielzahl 

von Studenten bereits 
überschritten ist. 

Woran liegt es, daß das 
weite Feld an den Unis 

zwischen ultrarechten 
und ultralinken weit- 

gehend brach liegt? 
Sicherlich ist die 

politische Auseinander- 
setzung an den Unis da- 
für mitverantwortlich, 
die viele Studenten 

wegen ihrer polemischen 
und destruktiven Art 
anwidert und davon ab- 

hält, an Wahlen und 

[el An den Unis nichts Neues 

Vollversammlungen teil- 
zunehmen, geschweige 
denn, sich hochschul- 
politisch zu eng- 
agieren. Auch liegt es 
daran, daß hochschul- 
politisches Engagenent 
ein, zwei oder noch 
mehr Semester kostet, 
für BAföG- und viele 

anders Abhängige also 
nicht machbar ist. 

Da glauben die maßge- 
benden Politiker, Macht 
und Einfluß der 
Radikalen an den Unis 
mit restriktivem Ord- 

nungsrecht und Regel- 

studienzeit eindämmen 

zu können; ob sich wohl 
einer überlegt hat, was 
passiert, wenn das 
Studium noch mehr ver- 

schult wird und nach 
einer bestimmten Se- 

mesterzahl abgeschlos- 
sen sein muß? 

Kraß formuliert: übrig- 
bleiben werden in der 

hochschulpolitischen 
Szene von bestimmten 

Gruppen finanzierte Be- 
rufsstudenten wie zum 

Beispiel der von der 
DDR unterstützte MSB 

Spartakus. Gr ni 

stattfinden. Deshalb 
müssen sich die Men- 

schen in Europa noch 
besser kennenlernen. 

Dies liegt auch uns, den 
25.000 Genossenschafts- 

banken in Europa, am 
Herzen. Wir rufen alle 

jungen Leute bis 18 Jahre 
auf: „Entdeckt Europa“. 

Welche Aufgaben zu 
lösen und welche Preise 

zu gewinnen sind, zeigt 
der folgende Überblick. 
Mehr darüber und 

manche Anregungen 
enthält der Teilnahmeprospekt, Ihn gibt es 
bei den Volksbanken, Raiffeisenbanken 
und anderen Genossenschaftsbanken. 
Einsendeschluß ist der 15. März. 

Wen _ 
\ 1 e 

„Entdeckt Europa“ - 
unter diesem Motto steht 

der neue Jugendwett- 
bewerb der Genossen- 

schaftsbanken in Europa. 
Gemeint sind nicht nur 

die Länder, sondern vor 
allem die Menschen. 
Überall begegnen sie uns: 
im Sport, in der Musik 
und im Fernsehen. Viele 
haben unsere euro- 

päischen Nachbarn be- 
reits in den Ferien 
kennengelernt. 

Noch gibt es Grenzen 
zwischen den einzelnen Staaten Europas. 

„Aber Ziel ist ein gemeinsames, vereinigtes 
Europa. Schon bald werden die ersten 
Direktwahlen für das Europa-Parlament 

t 

Schreibwettbewerb 

„So sehe ich Europa“
Malwettbewerb 
„Ich male Europa“ Die Gewinne © I4tägige Europa-Rundflüge Mit der Lufthansa ın n 5 euro- päische Hauptstädte ® Europa-Rundreisen mit Inter-Ral. Inter-Raıl. Inter-Ral. Zwei Wochen mit der Bahn durch Europa. 

In einem persönlichen Brief an 
enen eınen enen gedachten Freund oder 
eine Freundin ın n einem euro- 

pä:schen Nachbarland soll jeder 
oflen und freimütig seine 
Gedanken über en eın en vereinigtes 
Europa äußern. Einzelheiten 
stehen ım m Teilnahmeprospekt. 

Drei verschiedene Themen 
stehen zur Auswahl. Die eigene 

Heimat gehört natürlich auch 
dazu. Der Teilnahmeprospekt 
enthält manche Anregung. 

© Jugend-Erlebniswoche ım m 
Dachsteingebiet, Österreich. 

\ Ar \ Viel Programm und Begegnun- 
EN gen mt mıt mt europäischen Freunden. 

zn BE © Ka 200 weitere Gewinner nem inter- 

VOLKSBANKEN nationalen Ju 
RAIFFEISENBANKEN 

nationalen Jugendlager teil 

Wir bieten mehr als Geld und Zinsen 

Europa-Quiz Her Hıer Her ıst st eines der 9 Bilder aus dem Quiz. Wer den Lösungs- spruch herausfindet, nimmt an ler Preisverlosung teil. 

© Tausende von Sachpreisen 
Walky-Talkies, Sporttaschen mit 
Badetuch, Jeans-Golfmützen, 
Bücher, Puzzles u.v.m. 



Was kümmern mich die Entwicklungsländer. 
nr 

In vielen Ländern der Dritten Welt sieht es schlimm aus. 

Millionen Menschen leben menschenunwürdig. 
Sie haben nicht genug zu essen, miserable 

Wohnungen, keine Arbeit. Die Folgen: 
Konflikte und politische Unruhen. 

‘ Diese Länder wollen den Forschritt. 
Sie wollen sich entwickeln. 

‚ Deswegen helfen wir Ihnen, 
Mit Rat und Tat. Und mit Geld. 

Weil wir für den Ausgleich 
zwischen Reich und Arm sind. 

Aber Entwicklungshilfe ist keine 
Einbahnstraße. 

jr Auch wir sind abhängig von den 
5 Entwicklungsländern. Wirtschaftlich: 

wir brauchen Rohstoffe, und wir wollen 
dorthin verkaufen. Politisch: nur mit Hilfe 

der Entwicklungsländer können wir den Frieden sichern. 

ee Wer sich dafür interessiert, wie die Entwicklungshilfe Pa = den Entwicklungsländern hilft, der kann bei uns ein Informations- 

und Rätselposter bestellen. Kostenlos. Wer die richtige Lösung einschickt, nimmt an einer Verlosung teil. Es gibt tausend kleine Überrachungen. 

Coupon einfach ausschneiden, [ua gu u zum a na HE A ED ER BE BE ER BE EEE EN ER RE RE ER EN 
ankreuzen oder gewünschte 1} . 

Ichwilldas Poster haben! 
Anzahl eintragen und einsenden 

an das 

i j Ankreuzen Bukisanini fi 
wirtschaftliche Zusammenarbeit, 

Postfach 2000, 5300 Bonn 
Wenn schon jemand den Coupon 
ausgeschnitten hat, könnt Ihr die 
gewünschte Anzahl Poster auch 

einfach mit einer Postkarte 
bestellen. 

N 
ER En EN ER EEE EI 

Bitte schicken Sie 
mir ein Stück. ul z 

Anzahl 

Und soviel will ich für 
meine Freunde. Postleitzahl, Ort 

Probleme und Wege ihrer Lösung Eine Reihe von Hans-Peter Schulte 

IV. Teil Die Berufsausbildung ist immer,neben der Ausbildung an allgemeinbildenden Schulen das Stiefkind in 

Im Bildungsgesamtplan, 
der von Bund und Län- 

dern erstellt wurde, 
also eher für den 

"Staat" repräsentativ 
ist als nur ein Regie- 
rungsentwurf, wurde 
davon ausgegangen, daß 

auch die berufliche 
Bildung die Begabung, 
Neigung und Fähigkeiten 
des einzelnen fördern 
soll. 

Die berufliche Bildung 
soll den einzelnen be- 

fähigen, 

- sein persönliches, 
berufliches und 
soziales Leben 

selbstverantwortlich 
zu gestalten, 

- die berufliche 
Flexibilität zu 

sichern, 

- den Leistungsanfor- 
derungen der In- 
Austriegesellschaft 
gerecht zu werden 
(berufliche QJuali- 
fikation). 

Sie soll ihm ferner 
bessere soziale Chancen 
sichern. 

Ebenso wurde einstimmig 
von den Regierungschefs 
ies Bundes und der Län- 

ier die Verwirklichung 
der Gleichwertigkeit 
der beruflichen und der 

allgemeinen Bildung ge- 
fordert. 

Eine grundsätzliche 
Übereinstimmung aller 
Parteien zu diesen 

Punkten kann vorausge- 

setzt werden, da diese 
in der Bund-Länder- 

Kommission (Bildungs- 
gesamtplan) festgelegt 
wurden. Die Überein- 
stimmung ist verständ- 
lich, da diese Anfor- 
derungen, solange sie 
noch keine konkreten 

Maßnahmen erfordern, 
auf jeden Fall ver- 
tretenswert sind. Denn 

es könnte sich wohl 

keine Partei erlauben, 
diese Anforderungen 
nicht zu vertreten. Bei 

der Ausgestaltung der 
Maßnahmen zur Reali- 

sation der Anforde- 
rungen, die zudem noch 

Zielcharakter haben, 
gehen die Meinungen 
weiter auseinander. 

Das dunio System 

Das Grundprinzip des 
dualen Systems ist das 
Nebeneinander der Ver- 

mittlung von beruf- 
lichen Kenntnissen. Es 

bestehen zwei Lernorte: 

- der Betrieb, der die 
praktische Qualifi- 
kation nach dafür vom 

Bund erlassenen Aus- 

bildungsordnungen 

vermitteln soll, der Bildungspolitik gewe- sen. Bund und Gewerkschaf- ten wollen das Berufsbil- dungssystem reformieren. 

- die Berufsschule, die 
eine Allgemeinbildung 
und eine theoretische 

fachspezifische Aus- 
bildung nach dem vom 
Jeweiligen Kultus- 
minister des Landes 

erlassenen Lehrplan 
vermitteln soll. 

Die erste Schwierigkeit 
liegt in der unter- 
schiedlichen Kompetenz 
für die berufliche 

Erstausbildung, da 
Jedes Land für den 
gleichen Beruf einen 
eigenen Lehrplan ent- 
werfen kann, nach dem 
die Berufsschulen vor- 
gehen, wogegen die Aus- 
bildungsordnung, welche 
die Ausbildung im Be- 
trieb regelt, vom Bund 
einheitlich für das 

Bundesgebiet erlassen 
wird. 

Dies führt zu dem Pro- 

blem, daß die beruf- 
liche Erstausbildung im 
bezug auf die Abstin- 
mung von Lehrplänen und 
Ausbildungsordnung zu 
unkoordiniert ist. Wei- 

terhin sagt der Begriff 
"dual" nicht, daß die 
beiden Lernorte auch 

zeitlich das gleiche 
Gewicht haben, sondern 
es ist nur ein wöchent- 
licher Unterricht an 
den Berufsschulen von 
acht bis zwölf Stunden 
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orgesehen. Hinzu kommt 
ıoch, och, daß etwa sieben- 
ındzwanzig ndzwanzig Prozent der 
jerufsschulstunden aus- 
‘allen, fünfundzwanzig 
’rozent der vorhandenen 

‚ehrer-Planstellen 
1icht besetzt sind und 

‚wei Drittel des Stun- 
lensolls nicht erfüllt 

verden. 

Jies zeigt schon, daß 
lie Berufsschule auf 
teinen Fall auch nur 

jer geringsten Anfor- 
jerung nach bloßer be- 

ruflicher Qualifikation 
nachkommen kann, was 
auch andere Untersu- 

hungen zeigen. 

Außerdem ist zu be- 
zweifeln, ob die Schule 
bei einem so raschen 
Fortschritt überhaupt 
folgen kann. Führt man 
sich aber noch einmal 

die Anforderungen an 
die berufliche Erstaus- 

bildung vor Augen, SO 
muß dieses duale System 
bei dem Versuch ihrer 

Realisierung scheitern. 

bewerkschaftliche 

Vorstellungen 
Zuerst muß man sich 

hier das Fernziel der 

Gewerkschaften, das so- 
genannte "integrierte 
und differenzierte Ge- 

samtbildungssystem", 
vorstellen, d. h. nur 
noch ein Schultyp, der 
von der Vorschule bis 
zur Hochschule alles 
enthält. In der Sekun- 

WENN IHNEN DIESE FOLGE ICHT GEFÄLLT, 

darstufe I sollen als berufliche Vorbildung 

Neigungen erkannt, 
Probleme der Arbeits- 

welt und Berufsmöglich- 
keiten verdeutlicht 

werden. 

Einige Maßnahmen hier- 
zu: 

— Lehrplanänderung, 

- Vermittlung von Lehr- 
inhalten im Sinne 

polytechnischer Bil- 
dung, 

- ab der siebten Klasse 

Aufteilung des Unter- 
richts in Pflicht- 

fächer, Wahlpflicht- 
fächer una Wahl- 
fächer. 

In der Sekundarstufe Il 

sollen allgemeine und 
berufliche Bildung 
integriert werden, und 
am Abschluß soll eine 

erste berufliche Quali- 
fikation und bei ge- 

ringerem zeitlichen 
Mehraufwand die 

Studienberechtigung 
stehen. 

Die aber kurzfristig zu 
verwirklichenden Vor- 

stellungen des Deut- 
schen Gewerkschaftsbun- 

des zum Bildungssystem 
wie-einjährige Berufs- 
grundbildung (vorerst 
als zehntes, später als 
elftes Schuljahr), Be- 
rufsschule als Ganz- 

tagsschule, Kriterien 
zur Anerkennung von 
außerschulischen Aus- 

bildungsstätten und 

deren ständige Kon- 
trollen und soviel Be- 

rufsbildungsgänge wie 
möglich schon heute von 
Vollzeitschulen durch- 

führen zu lassen, 
lassen erkennen, daß 
konsequent durch die 
einzelnen Maßnahmen ein 

Erreichen des Fernziels 

begünstigt werden soll. 
Ebenso sind die Vor- 

stellungen der Deut- 
schen Angestelltenge- 
werkschaft, die von 
einer langsamen An- 
näherung an die von 
ihr propagierten 
"Integrierten Gesanmt- 
schule" spricht. 

Schritte, wie ver- 
stärkte theoretische 

Berufsausbildung, voll- 
zeitschulische Berufs- 

ausbildung, Berufs- 
grundbildung als erster 
Teil einer Berufsaus- 

bildung sollen hierzu 
beitragen. Zusammenge- 
faßt lautet das Ziels; 

Integrierte Gesamt- 
schule, die eine erste 
Berufsqualifikation und 
die Studienberechtigung 
vermittelt, aber vor- 
erst als Nahziel die 

Einführung des Berufs- 
grundschuljahrs und die 
verstärkte Ausnutzung 
des Blockunterrichts 
und der überbetrieb- 

lichen Ausbildungs- 
stätten. 

Arbeitgeber 

Die Arbeitgeber gehen 

grundsätzlich von dem 
traditionellen dualen 

System der beruflichen 
Erstausbildung aus. 
Durch einige Verbesse- 
rungen, die aber noch 

auf der Grundlage des 
1969 erlassenen Bundes- 
bildungsgesetzes 
(BBiG), also auf dem 
Aualen System beruhen, 
glauben die Arbeitge- 
ber, die Interessen be- 
ziehungsweise die An- 
forderungen der Jugend- 
lichen und der ausbil- 
denden Wirtschaft an 

eine qualifizierende 
Berufsausbildung zu 
verwirklichen. 

Als erstes ist wohl das 
Problem der Ausbil- 

dungsordnungen zu 
nennen, das für die 

Arbeitgeber in zweier- 
lei Hinsicht besteht. 

Einmal als Forderung 
nach einer besseren Ab- 

stimmung der Ausbil- 
dungsordnungen mit den 
Rahmenlehrplänen, dann 
aber weit wichtiger als 
Forderung nach einer 
Mitwirkung der Arbeit- 
geber bei der Erstel- 
lung der Ausbildungs- 
ordnungen. 

Gegen eine Mitwirkung 
der Arbeitgeber bei der 
Erstellung der Ausbil- 
dungsoränungen ist 
grundsätzlich nichts 
einzuwenden, wenn aber 
dann in einigen Ver- 
öffentlichungen die 
Herabsetzung der Anfor- 
derungen der Ausbil- 
dungsordnungen (für das 
Handwerk nur die Fest- 

legung von Mindestan- 
forderungen) verlangt 
wird, taucht die Frage 
auf, was sich die Ar- 
beitgeber denn unter 
einer beruflichen 

Qualifikation vor- 
stellen. Diese Niveau- 

reduzierung wird damit 
begründet, daß durch 

die "hohen" Anforde- rungen der Ausbildungs- Dies läßt erkennen, 
oränungen viele Be- 
triebe nicht mehr in 

der Lage sind, Ausbil- 
dungsverhältnisse ein- 
zugehen und somit die 
in den nächsten Jahren 
ansteigende Zahl der 
Ausbildungswilligen 
nicht mehr aufgenommen 
werden kann, wenn sich 
die Ausbildungsord- 
nungen nicht an den 

Möglichkeiten der Aus- 
bildungsbetriebe 
orientieren. 

Weitere Vorstellungen 
zur Verbesserung des 
dualen Systens sind: 

- Aufteilung der Aus- 
bildung in Grund- 
und Fachbildung 
(Grundbildung unter 
Umständen auch rein 

schulisch), 

- Ausbildung in über- 
betrieblichen Ausbil- 

aungsstätten, dies 
aber nur ergänzend 
zur betrieblichen 

Praxis. 

Als Einzelforderungen 
zur Neugestaltung des 
Bildungssystems sind 
folgende Vorschläge zu 
nennen: 

- praxisnahe Lehreraus- 
und fortbildung, 

- verstärkter Einsatz 

von Fachlehrern, 

-—Prinzip der Fach- 
klassenbildung, 

- Verbesserung der 
technischen Ausstat- 

tung der Berufs- 
schulen 

und für den betrieb- 
lichen Bereich: 

- Maßnahmen zur Er- 

leichterung des Ein- 
satzes pädagogischer 
Hilfen, 

- praxisnahe Umsetzung 
neuer pädagogischer 
Erkenntnisse usw. 

daß das Handwerk sowie 
Industrie und Handel 

an grundlegenden Re- 
formen des Bildungs- 
systems nicht inter- 
essiert sind. 

Die Arbeitgeber wollen 
nur in geringem Maße 
Kompetenzen abegeben. 
Für ihre Hauptanforde- 
rung an die berufliche 

Erstausbildung, die 
wie auch immer ge- 

meinte Vermittlung be- 
ruflicher Qualifi- 
kation, erscheint ihnen 
also das duale System 
als geeignet. Ob die 
von Arbeitgeberseite 
verlangte Eigenständig- 
keit oder auch Vermei- 

dung unzweckmäßiger 
Integration von allge- 
meiner und beruflicher 

Bildung, die Forderung 
nach einer Gleich- 

wertigkeit, also Auf- 
hebung der Diskriminie- 
rung der beruflichen 

Bildung fördert, ist 
fraglich. 

Außerdem wird von Ar- 

beitgeberseite immer 
wieder betont, daß 
solche Reformvorstel- 

lungen wie sie Staat 
und Gewerkschaften be- 

absichtigen nicht 
durchzuführen seien, 
will man nicht in Zu- 

kunft einen großen 
Mangel an Ausbildungs- 
plätzen riskieren. 
Hier wird schon die 

Reaktion der Arbeitge- 
ber erkenntlich, die 
zu erwarten ist, sollte 
der Versuch unter- 

nommen werden, den An- 
forderungen der anderen 
gesellschaftlichen 
Gruppen gerechtwerdende 
Reformen zu verwirk- 
lichen. 

Fortseizung im nächsten Helft 
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Wenn Minderjährigen 
ehr Rechte eingeräumt 
‚erden, als sie ver- 
-raften können..., dann 
‚st es nicht verwunder- 

ich, wenn Jugendliche 
.n den Dunstkreis der 
\erroristenszene ab- 

-utschen. Erleichtert 
vird dieser Vorgang 
ıoch och durch die Möglich- 
ceit, sich über BAföG 
'Bundesausbildungsför- 
jerungsgesetz) die er- 
forderlichen Mittel zu 

beschaffen, um sich vom 
Elternhaus abzusetzen 
ınd nd in zweifelhaften 

Nohngemeinschaften zu 
leben... Bei Mädchen 

kommt meist noch 

sexuelle Hörigkeit hin- 

zu. Hier liegt auch der Schlüssel für den hohen Richtlinien 
Anteil an weiblichen 
Terroristen." 

(Aus: "Thesen zur 
geistigen Auseinander- 
setzung mit dem Phä- 
nomen des Terrorismus", 
vorgelegt von der 
Jungen Union aus Stein- 
bach bei Frankfurt.) 

Aus „Frankfurter Rundschau“

"Wir können Terroristen 

nicht nach normalen 

Maßstäben eines Men- 
schen messen. Wir 

müßten für diese Art 
von Elementen Gesetze 

schaffen, die an das 
Kriegsrecht erinnern." 
(Gerhard Glup, CDU, 
niedersächsischer Land- 
wirtschaftsminister) 

Aus „Frankfurter Rundschau“

"Yor einiger Zeit habe 
ich einmal gesagt: Die 
Lehrer, die sich nicht 
an Rahmenrichtlinien 
halten, sind vielleicht 
die besten. Danach ist 

mir vorgeworfen worden, 
ich hätte die Lehrer 

aufgefordert, sich 
nicht an unsere Richt- 

linien und Erlasse zu 
halten. Natürlich sol- 
len sie sich daran hal- 

ten. Ich habe jetzt 
eine neue Formulierung 
gefunden, die korrekt 
ist und dennoch das 

aussagt, was ich meine: 
Man soll solche Richt- 
linien und Erlasse 
kreativ einhalten. Wenn 

sie nun fragen, was das 
bedeutet, sage ich: Man 
soll das kreativ ausle- 

gen." 
(Werner Remmers, CDU, 
niedersächsischer 
Kultusminister) 
Aus „Frankfurter Rundschau“

in der Fußgängerzone 

Wir bedrucken T-Shirts 

für Vereine, 
Schulen, 

Kneipen, Fans 
mit 

Furen Motiven. 
Jetzt zu besonders 

günstigen 
Winterpreisen. 

Fordert 
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DAS EINZIGE WAS MAN ZUM THEMA 'SPRACHENLERNEN’ SAGEN 

SOFORT KATALOG 

Schumannstraße 66 - 5300 Bonn 

Telefon: (02221) 21 00 01 

In der letzten 

"Schwarz" - Zeitung der 
Jungen Union in 
Arnsberg (Nr. 6/1977) - 
erschien. ein Artikel 
"Silvester im Atomzeit- 

alter", der einige An- 
Btöße bezüglich bisher 
fast nicht genutzter 
Energiequellen und vie- 
le nützliche Tips wie 
man Energie einsparen 
kann enthielt. Soweit, 
Bo gut. 

Am 5. Januar 1978 stand 
in der "Westfalenpost" 

Jungen Union, unter dem 
Titel "Ohne Konzept" - 
ein völliger Verriß der 
"Schwarz"-Ausgabe 
6/1977. Tags darauf im 
selben Blatt ein Leser- 

brief von Klaus Kaiser, 
einem der eifrigsten 
Artikelschreiber der 

"Schwarz", in dem 
einiges aus dem Ebel- 
Kommentar zurechtge- 
rückt werden sollte. 

Unter anderem hieß es 
da: "Jedoch hätte doch 
bei genauer Lektüre die 

ein Kommentar von 
Franz-Josef Ebel, 
selbst Mitglied der 

von der CDU abweichende 
Darstellung zur Kern- 

Die Konferenz der Län- Es geht darum, daß das derinnenminister hat in Gesetz den gezielten ihrem Musterentwurf für Rettungsschuß (mit ein- 

ein einheitliches 
Polizeirecht unter an- 

derem die "gesetzliche Normierung" des geziel- 

ten Rettungsschusses - 

kalkulierter Todesfol- 

ge), wie zum Beispiel 
bei der Rettung der 
Geiseln in Mogadishou, 
unter gewissen Voraus- vielfach Todesschuß ge- setzungen erlaubt. Bis- 

nannt - vorgesehen. lang ist dieser Todes- . 

Kommentator gorndaznu 
ins Auge steohen 
müssen", 

Dieser Satz ließ mioh 

aufhorchen. "Beginnt 
die Junge Union end- 
lich, sich von ihrer 
Mutterpartei zu omansi- 
pieren?", schoß oa mir 
durch den Kopf, dooh 
halt, ich hatte den 
Artikel doch velbuat xe- 
lesen - sollte mir dan 

entgangen sein? 
Also, "Schwarze" noch 
mal rauskramen, noch 
mal nachsehen. Doch 

selbst bei "genauer 
Lektüre" konnte ich 

keine Stellungnahme den 
Autors zu den drängen- 
den Problemen der Kern- 

energie (Sicherheit den» 
Reaktorbaus, Lagerung 
des Atommülls etc.) 
finden. 

Sollte das etwa heißen, 
daß die CDU gegen die 

Nutzung alternativer 
Energiequellen oder das 
Einsparen von Energie 
ist? Horst Kloppsteck 

schuß (mit Rettungsab- 
sicht) nur durch das 
Notwehrrecht und die 

Schutzverpflichtung des 
Staates gegenüber sei- 
nen Bürgern abgedeckt. 

Der Bundesparteitag der 
F.D.P. in Kiel hat sich 

für diese gesetzliche 
Rormierung des Ret- 



tungsschusses mit 
knapper Mehrheit ausse- 
sprochen, nachdem sich 

und der Vorsitzende 
Hans-Dietrich Genscher 
vehement für diese Re- 

alle amtierenden F.D.P.-Innenminister 

gelung ins Zeug gelegt 
haben. Hauptargument 

von Burkhard Hirsch, 
Innenminister von Nord- 

rhein-Westfalen, vorge- 
tragen: man dürfe die 
Last der Verantwortung 
nicht der untersten Ge- 

haltsstufe, also dem 
einfachen Polizeibe- 

amten aufbürden. 

Gegenargument: Die 
Schwelle, an der der 
Polizist sagt, 'Hier 
müssen wir den Ret- 

tüngsschuß anwenden', 
wird herabgesetzt, da 
er sein Tun durch das 
neue Polizeirecht viel 
eher abgedeckt sieht 
als bisher. 

Wir meinen: Der Todes- 

schuß sollte nur in =sO 
klaren Fällen wie dem 

von Mogadishou ange- 
wandt, beim geringsten 
Zweifel aber unter- 
lassen werden. Dafür 

reicht die jetzige Re- 
gelung. 

en 

zen. 
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Schüler zeitungskongref3 
Bonn. Mehr als 350 Re- 
dakteure von Schüler- 

zeitungen trafen sich 
in Bonn zu einen 

Kongreß, den die 
Friedrich-Naumann-Stif- 
tung zusammen mit dem 
Politischen Arbeits- 

kreis Schulen (PAS) und 
der Jungen Presse NRW 
veranstaltete. Haupt- 
thema der Diskussion 

war die Forderung, 
Pressefreiheit im 

vollen Umfang auch für 
Schülerzeitungen gelten 
zu lassen. 

Die Teilnehmer for- 

derten ein Schüler- 

pressegesetz, das die 
Einbeziehung der 
Jugendpresse in ein 
allgemeines demo- 
kratisches Presserecht 

gewährleisten solle. 

Zur Podiumsdiskussion 

mit Bildungspolitikern 
der Parteien war nur 

die F.D.P., vertreten 
durch den Landtagsabge- 
ordneten Reinhard 

Roericht, erschienen. 
CDU und SPD waren bei 

dem Kongreß, dem bisher 
größten seiner Art, nur 
durch ihre Jugendor- 
ganisationen anwesend. 
Reinhard Roericht wies 

darauf hin, daß die 
Liberalen als einzige 
politische Gruppierung 
seit Jahren die Arbeit 

vieler Schülerzeitungen 
durch Vergabe von An- 
zeigen und durch Veran- 
staltung von Seminaren 
und Treffen auf Bundes- 
ebene unterstützen. 

In fünf Arbeitskreisen 

beschäftigte sich der 
Kongreß mit verschie- 

denen Arbeits- und 
Problembereichen von 

Schülerzeitungen wie 
Anzeigen und Finanzen, 
Druck und Gestaltung, 
Jugendpressegesetz, 
Rollenspiel zur Schü- 
lerinteressenvertre- 

tung, Schülerzeitung 
und Schülervertretung. 
Eine eigene KongreB- 
zeitung wurde während 
des Kongresses von den 
Teilnehmern selbst er- 

stellt, produziert und 
verteilt. 

Jungdemokraten tagen im 
Februar 

Hannover. Gleichzeitig 
mit den Jungsozialis- 
ten, die vom 10, bis 
12. Februar 1978 ihre 
nächste Bundesdele- 

giertenkonferenz in 
Hofheim (Taunus) durch- 
führen werden, wollen 
die Deutschen Jung- 
demokraten ihre Bundes- 

delegiertenkonferenz in 
Braunschweig stattfin- 
den lassen. Nach An- 

gaben eines nieder- 
sächsischen Jungdemo- 
kraten-Sprechers werden 
dazu einhundert Dele- 

gierte erwartet. 
Wichtigste Aufgabe sei 
die Neuwahl des Vor- 
stands. 

Aktion Jot-Zet 

Marsberg. Die ehemalige 
evangelische Grund- 
schule in der Trift 

soll Jugendzentrum wer- 
den. Dies fordert die 

Initiativgruppe Jot- 
Zet, die sich in Mars- 
berg zusammengefunden 
hat. Das Jugendzentrum 
soll als "Haus der 
offenen Tür" mit zwei 

Sozialarbeitern ge- 

führt werden. Für die- 

ses Vorhaben werden 
zur Zeit Unterschriften 

gesammelt. Bisher haben 
200 Jugendliche diese 
Aktion durch ihre 
Unterschrift unter- 
stützt. 

Bisher gibt es in 
Marsberg für die Jugenä 
nur kirchliche Ein- 

richtungen. Für einen 
Treffpunkt, der von den 
Kirchen unabhängig ist, 
setzen sich seit 

einigen Jahren die 
Jungsozialisten ein. 
Die neue Initiativ- 

gruppe gehört zu keiner 
der politischen Par- 
teien. Wenn Ihr mehr 

über diesen Plan wissen 

wollt, wendet Euch 
bitte an: Werner Fobbe, 
Pagenstr., 35538 Mars- 
berg 11. 

Marsberg Kart Peter Brendel 

Freiheitsstrafe für Göttinger 
Studenken 

Göttingen. Zu sechs 
Monaten Freiheitsstrafe 

ohne Bewährung ist vom 
Schöffengericht beim 
Amtsgericht Göttingen 
der dem Kommunistischen 

Bund Westdeutschland 

angehörende 23 jährige 
Germanistikestudent 

Andreas Schraknepper 
verurteilt worden. Dem 

Angeklagten war vorge- 
worfen worden, mit der 
Veröffentlichung eines 
Flugblatte nach der Er- 
mordung von Generalbun- 
desanwalt Segfried Sıegfried Segfried 
Buback "Volksverhet- 

zung" begangen zu ha- 
ben. Mit dem Urteil 

entsprach das Gericht 
dem Antrag der Staats- 
anwaltschaft. 

Was ist "Volksverhet- 

zung"? (Die Redaktion) 

Er) 



Fortsetzung von Seite 3 
nur äußerst zurückhal- 

tend Gebrauch gemacht 
werden. Dem steht jedoch gegen- über, daß die Verteidi- 

gungsbereitschaft der 
Bundeswehr durch den 

Ablauf nur weniger 
Monate bis zu dem 

letztlich entscheiden- 

den Urteil in der 

Hauptsache kaum ernst- 
haft gefährdet worden 
wäre. Vielmehr hätte 

dieser Zeitraum zeigen 
können, ob die hohe Zahl der Verweigerungs- 

erklärungen darauf zu- 

rückzuführen ist, daß 
viele Kriegsdienstver- 
weigerer bis zum In- 
krafttreten des Ge- 

setzes gewartet haben 
(mit der Folge einer 
atypisch hohen Zahl 
von Kriegsdienstver- 
weigerern danach) oder 
ob hier ein lang- 
fristiger Trend zum 
Tragen gekommen ist. 

Festzustellen bleibt, 
daß in dem Gerichts- 

entscheid politische 
Zwecknäßigkeitser- 
wägungen angestellt 
werden, die an sich 

Aufgabe des Gesetzge- 
bers sind. Oder, wie 
Professor Denninger, 
der Vertreter der Bun- 

desregierung vor dem 
Bundesverfassungsge- 
richt formulierte: "Es 
gehört zum demokra- 
tisch-parlamentarischen 
System, daß der Gesetz- 
geber dann, wenn er 
sich in der Prognose 
geirrt hat, die Kraft 
zur Selbstkorrektur 

aufbringt, daß ihm aber 
auch die Gelegenheit 
dazu gelassen wird". 

EINLADUNG Das Verhältnis von "Student und Gesellschaft" soll bei einer Podiumsdiskussion der DJD - 

sind ; 

Teilnehmer Silke Gerisk-Groth „ Landtag von NRW Dieter-Julius Cronenberg , Bundestag ‚„ Bundesvorsitzender des LHV 3. April (Montag), 19.00 Uhr „ Hotel Esser , Neheim —Hüsten, , Herdringerweg #4 „

[8] 

’

He 
”

23 



kr x 

«zZ —

Ein Trauerspiel: Junge Leute werden zu 
Marionetten in ihren eigenen vier Wänden 
degradiert - und die Großen haben die Fäden 
in der Hand. Und ein trauriges Beispiel dafür, 
daf3 etwas noch lange nicht am Schnürchen 
läuft, wenn es am Gängelband geführt wird. 

Deshalb fordern die Liberalen: 

Selbstbestimmung und Eigenver- 
antwortung für Jugendzentren. 
@® Damit Jugendzentren keine behördliche Ver- 

wahrungsanstalten sind. 
@ Damit sie nicht von Leuten mit roten oder 

schwarzen Scheuklappen - und immer 
schön ausgewogen - dirigiert werden. 

@ Weil nur ein selbstgestaltetes Jugendzentrum 
eine sinnvolle Alternative zum passiven Kon- 
sumangebot in Kneipen, Discos, Kinos und 
Fernsehen sein kann. 

Ei V 

@ Weil hier Eigenverantwortung und Eigen- 
initiative erlernt und ständig weiter ent- 
wickelt werden können. 

Wir Liberalen sagen „Ja“zur freien, unab- 
hängigen und verantwortungsbewußten Ent- 
faltung des einzelnen. „Ja“zur Eigenverant- 
wortung für Jugendzentren. 

u COUPON 
k Kreuzen Sie bitte an, wofür Sie sich besonders interessieren. Wir antworten Ihnen postwendend 

U] Ja,ich möchte gerne mehr über die Liberalen wissen. Vor 

£ allem zum Thema: 

2 U} Informieren Sie mich aber Ss darüber, was die Überölen 
Jugendverbände LISA, LHV und Jungdemokraten zu sagen 

E haben. 
B Ausschneiden, auf Postkarte kleben 
g und in den Briefkasten werfen. 

FRIEDRICH-NAUMANN-STIFTUNG, 
A Baunscheidtstraße 15, 5300 Bonn 12. 


